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Umsatzsteuer-ID:  

DE264499237 

 

Duisburg 

Hafenstraße 35 
D-47119 Duisburg  

Tel.  +49 203-86050860 
Fax  +49 203-86050861 

 

Essen 

Rolandstraße 11 
D-45128 Essen  

Tel. +49 201-50784920 
Fax +49 201-50784927 

 

Viersen 

Heinz-Luhnen-Straße 10 
D-41751 Viersen  

Tel. +49 2162-8907670 
Fax +49 2162-8907669 

 

Kleve/Bedburg-Hau 

Gocher Landstraße 2 
D-47551 Bedburg-Hau  

Tel. +49 2821-6690650 
Fax +49 2821-6690659 

 

Düsseldorf 

Werdener Straße 6 
D-40227 Düsseldorf  

Tel. +49 211-54206140 
Fax +49 211-54206150 

 

Was Sie im Insolvenzverfahren zu Ihrer Kontoverbindung wissen müssen: 
 
1. 

Mit Insolvenzeröffnung erlischt der Kontokorrentvertrag mit Ihrem Kreditinstitut kraft Gesetzes (§ 116 

InsO). Auf diese Rechtsfolge hat Ihr Insolvenzverwalter / Treuhänder keinen Einfluss.  

 

2. 

Ob Ihre Bank bereit ist, die Geschäftsbeziehung mit Ihnen auch nach Insolvenzeröffnung fortzuset-

zen, steht im Ermessen der Bank. Auch insoweit besteht keine Möglichkeit seitens Ihres Insolvenz-

verwalters / Treuhänders, auf die Bank Einfluss zu nehmen. 

 

3. 

Sollte Ihre Bank nicht zur Fortsetzung der Geschäftsbeziehung bereit sein, sollten Sie unverzüglich 

ein neues Girokonto einrichten. Dieses können Sie bei jeder Bank einrichten, die bereit ist, mit Ihnen 

eine Geschäftsbeziehung einzugehen. Ein Rechtsanspruch auf die Einrichtung eines Guthabenkon-

tos besteht allerdings lediglich bei den Sparkassen im Land Nordrhein-Westfalen nach § 5 Abs. 2 der 

Sparkassenverordnung. 

 

4. 

Egal, ob Sie Ihre bisherige Kontoverbindung fortführen oder eine neue Kontoverbindung einrichten, 

sollten Sie mit Ihrer Bank vereinbaren, dass Ihr Konto als Pfändungsschutzkonto geführt wird. 

Wenn die Bank grundsätzlich bereit ist, ein Konto für Sie zu führen, haben Sie auch einen Rechtsan-

spruch darauf, dass das Konto als Pfändungsschutzkonto geführt wird (§ 850 k Abs. 7 ZPO). 

 

5. 

Die Insolvenzverwalter und Treuhänder der Kanzlei hammes. Rechtsanwälte Insolvenzverwalter sind 

grundsätzlich dazu bereit, eine Erklärung dahin abzugeben, dass sie mit der Errichtung eines neuen   

Guthabenkontos oder auch mit der Fortsetzung Ihrer bestehenden Kontoverbindung als Guthaben-

konto und insbesondere als Pfändungsschutzkonto einverstanden sind. Die Abgabe einer solchen 

Erklärung stellt keine generelle Freigabe der Kontoverbindung aus der Insolvenzmasse dar. 

 

6. 

Bitte beachten Sie, dass eine generelle Freigabe der Kontoverbindung aus der Insolvenzmasse seit 

der Einführung des Pfändungsschutzkontos am 01.07.2010 nicht mehr möglich ist. Sollte Ihre Bank 

gleichwohl darauf bestehen, müssen Sie diese Angelegenheit selbst mit Ihrer Bank klären. 
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7. 

Falls Sie aufgrund von Unterhaltsgewährung an Angehörige einen erhöhten Pfändungsfreibetrag 

nach § 850 k Abs. 2 ZPO in Anspruch nehmen möchten, benötigen Sie eine Bescheinigung, dass und 

ggf. wie viele Unterhaltspflichten erfüllt werden. Zur Ausstellung dieser Bescheinigungen sind nach 

§ 850 k Abs. 5 ZPO Ihr Arbeitgeber, die Familienkasse, der Sozialleistungsträger oder eine geeignete 

Person oder Stelle im Sinne von § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO – also Ihr Schuldnerberater - berechtigt.  

 

Die Ausstellung der Bescheinigungen erfolgt nicht durch den Insolvenzverwalter / Treuhänder, da 

§ 850 k Abs. 5 ZPO diese Zuständigkeit nicht vorsieht.  
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Die relevanten gesetzlichen Vorschriften (Stand: 19.7.2010) zum P-Konto finden Sie nachstehend: 
 

§ 36 InsO Unpfändbare Gegenstände 
 
(1) Gegenstände, die nicht der Zwangsvollstreckung unterliegen, gehören nicht zur Insolvenzmasse. Die §§ 850, 850a, 850c, 
850e, 850f Abs. 1, §§ 850g bis 850l, 851c und 851d der Zivilprozessordnung gelten entsprechend. 
 
(2) Zur Insolvenzmasse gehören jedoch die Geschäftsbücher des Schuldners; gesetzliche Pflichten zur Aufbewahrung von 
Unterlagen bleiben unberührt; die Sachen, die nach § 811 Abs. 1 Nr. 4 und 9 der Zivilprozessordnung nicht der Zwangsvoll-
streckung unterliegen. 
 
(3) Sachen, die zum gewöhnlichen Hausrat gehören und im Haushalt des Schuldners gebraucht werden, gehören nicht zur 
Insolvenzmasse, wenn ohne weiteres ersichtlich ist, dass durch ihre Verwertung nur ein Erlös erzielt werden würde, der zu 
dem Wert außer allem Verhältnis steht. 
 
(4) Für Entscheidungen, ob eine Gegenstand nach den in Absatz 1 Satz 2 genannten Vorschriften der Zwangsvollstreckung 
unterliegt, ist das Insolvenzgericht zuständig. Anstelle eines Gläubigers ist der Insolvenzverwalter antragsberechtigt. Für das 
Eröffnungsverfahren gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend. 
 
 

§ 850k ZPO Pfändungsschutzkonto 
 
(1) Wird das Guthaben auf dem Pfändungsschutzkonto des Schuldners bei einem Kreditinstitut gepfändet, kann der Schuldner 
jeweils bis zum Ende des Kalendermonats über Guthaben in Höhe des monatlichen Freibetrages nach § 850c Abs. 1 Satz 1 in 
Verbindung mit § 850c Abs. 2a verfügen; insoweit wird es nicht von der Pfändung erfasst. Soweit der Schuldner in dem jeweili-
gen Kalendermonat nicht über Guthaben in Höhe des nach Satz 1 pfändungsfreien Betrages verfügt hat, wird dieses Guthaben 
in dem folgenden Kalendermonat zusätzlich zu dem nach Satz 1 geschützten Guthaben nicht von der Pfändung erfasst. Die 
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn das Guthaben auf einem Girokonto des Schuldners gepfändet ist, das vor Ablauf von 
vier Wochen seit der Zustellung des Überweisungsbeschlusses an den Drittschuldner in ein Pfändungsschutzkonto umgewan-
delt wird. 
 
(2) Die Pfändung des Guthabens gilt im Übrigen als mit der Maßgabe ausgesprochen, dass in Erhöhung des Freibetrages 
nach Absatz 1 folgende Beträge nicht von der Pfändung erfasst sind: 
 

1. die pfändungsfreien Beträge nach § 850c Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 850c Abs. 2a Satz 1, wenn 
 

a) der Schuldner einer oder mehreren Personen aufgrund gesetzlicher Verpflichtung Unterhalt gewährt oder 
 
b) der Schuldner Geldleistungen nach dem Zweiten oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch für mit ihm in einer Ge-
meinschaft im Sinne des § 7 Abs. 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch oder der §§ 19, 20, 36 Satz 1 oder 43 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch lebende Personen, denen er nicht aufgrund gesetzlicher Vorschriften zum 
Unterhalt verpflichtet ist, entgegennimmt; 

 
2. einmalige Geldleistungen im Sinne des § 54 Abs. 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch und Geldleistungen zum 

Ausgleich des durch einen Körper- oder Gesundheitsschaden bedingten Mehraufwandes im Sinne des § 54 Abs. 3 Nr. 
3 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch; 

 
3. das Kindergeld oder andere Geldleistungen für Kinder, es sei denn, dass wegen einer Unterhaltsforderung eines Kin-

des, für das die Leistungen gewährt oder bei dem es berücksichtigt wird, gepfändet wird. Für die Beträge nach Satz 1 
gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 

 
(3) An die Stelle der nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 pfändungsfreien Beträge tritt der vom Vollstreckungsgericht im 
Pfändungsbeschluss belassene Betrag, wenn das Guthaben wegen der in § 850d bezeichneten Forderungen gepfändet wird. 
 
(4) Das Vollstreckungsgericht kann auf Antrag einen von den Absätzen 1, 2 Satz 1 Nr. 1 und Absatz 3 abweichenden pfän-
dungsfreien Betrag festsetzen. Die §§ 850a, 850b, 850c, 850d Abs. 1 und 2, die §§ 850e, 850f, 850g und 850i sowie die §§ 
851c und 851d dieses Gesetzes sowie § 54 Abs. 2, Abs. 3 Nr. 1, 2 und 3, Abs. 4 und 5 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch, § 
17 Abs. 1 Satz 2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und § 76 des Einkommensteuergesetzes sind entsprechend anzu-
wenden. Im Übrigen ist das Vollstreckungsgericht befugt, die in § 732 Abs. 2 bezeichneten Anordnungen zu erlassen. 
 
(5) Das Kreditinstitut ist dem Schuldner zur Leistung aus dem nach Absatz 1 und 3 nicht von der Pfändung erfassten Guthaben 
im Rahmen des vertraglich Vereinbarten verpflichtet. Dies gilt für die nach Absatz 2 nicht von der Pfändung erfassten Beträge 
nur insoweit, als der Schuldner durch eine Bescheinigung des Arbeitgebers, der Familienkasse, des Sozialleistungsträgers 
oder einer geeigneten Person oder Stelle im Sinne von § 305 Abs. 1  Nr. 1 der Insolvenzordnung nachweist, dass das Gutha-
ben nicht von der Pfändung erfasst ist. Die Leistung des Kreditinstituts an den Schuldner hat befreiende Wirkung, wenn ihm die 
Unrichtigkeit einer Bescheinigung nach Satz 2 weder bekannt noch infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt ist. Kann der 
Schuldner den Nachweis nach Satz 2 nicht führen, so hat das Vollstreckungsgericht auf Antrag die Beträge nach Absatz 2 zu 
bestimmen. Die Sätze 1 bis 4 gelten auch für eine Hinterlegung. 
 
(6) Wird einem Pfändungsschutzkonto eine Geldleistung nach dem Sozialgesetzbuch oder Kindergeld gutgeschrieben, darf 
das Kreditinstitut die Forderung, die durch die Gutschrift entsteht, für die Dauer von 14 Tagen seit der Gutschrift nur mit sol-
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chen Forderungen verrechnen und hiergegen nur mit solchen Forderungen aufrechnen, die ihm als Entgelt für die Kontofüh-
rung oder aufgrund von Kontoverfügungen des Berechtigten innerhalb dieses Zeitraums zustehen. Bis zur Höhe des danach 
verbleibenden Betrages der Gutschrift ist das Kreditinstitut innerhalb von 14 Tagen seit der Gutschrift nicht berechtigt, die 
Ausführung von Zahlungsvorgängen wegen fehlender Deckung abzulehnen, wenn der Berechtigte nachweist oder dem Kredit-
institut sonst bekannt ist, dass es sich um die Gutschrift einer Geldleistung nach dem Sozialgesetzbuch oder von Kindergeld 
handelt. Das Entgelt des Kreditinstituts für die Kontoführung kann auch mit Beträgen nach den Absätzen 1 bis 4 verrechnet 
werden. 
 
(7) In einem der Führung eines Girokontos zugrunde liegenden Vertrag können der Kunde, der eine natürliche Person ist, oder 
dessen gesetzlicher Vertreter und das Kreditinstitut vereinbaren, dass das Girokonto als Pfändungsschutzkonto geführt wird. 
Der Kunde kann jederzeit verlangen, dass das Kreditinstitut sein Girokonto als Pfändungsschutzkonto führt. Ist das Guthaben 
des Girokontos bereits gepfändet worden, so kann der Schuldner die Führung als Pfändungsschutzkonto zum Beginn des 
vierten auf seine Erklärung folgenden Geschäftstages verlangen. 
 
(8) Jede Person darf nur ein Pfändungsschutzkonto führen. Bei der Abrede hat der Kunde gegenüber dem Kreditinstitut zu 
versichern, dass er ein weiteres Pfändungsschutzkonto nicht führt. Die SCHUFA Holding AG darf zum Zweck der Überprüfung 
der Versicherung nach Satz 2 Kreditinstituten auf Anfrage Auskunft über ein bestehendes Pfändungsschutzkonto des Kunden 
erteilen. Die Kreditinstitute sind zur Erreichung dieses Zwecks berechtigt, der SCHUFA Holding AG die Führung eines Pfän-
dungsschutzkontos mitzuteilen. 
 
(9) Führt ein Schuldner entgegen Absatz 8 Satz 1 mehrere Girokonten als Pfändungsschutzkonten, ordnet das Vollstreckungs-
gericht auf Antrag eines Gläubigers an, dass nur das von dem Gläubiger in dem Antrag bezeichnete Girokonto dem Schuldner 
als Pfändungsschutzkonto verbleibt. Der Gläubiger hat die Voraussetzungen nach Satz 1 durch Vorlage entsprechender Erklä-
rungen der Drittschuldner glaubhaft zu machen. Eine Anhörung des Schuldners unterbleibt. Die Entscheidung ist allen Dritt-
schuldnern zuzustellen. Mit der Zustellung der Entscheidung an diejenigen Kreditinstitute, deren Girokonten nicht zum Pfän-
dungsschutzkonto bestimmt sind, entfallen die Wirkungen nach den Absätzen 1 bis 6. 
 
Hinweis: Für die ordnungsgemäße Übertragung der vorgenannten Vorschriften wird keine Haftung übernom-

men. 


